Anlage 26
Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung der Unterrichtung: Erster Integrationsindikatorenbericht (Tagesordnungs​punkt 11)
Sibylle Laurischk (FDP): Die Vorlage des ersten In​tegrationsindikatorenberichts bietet die Gelegenheit, eine Bilanz der Integrationspolitik dieser Legislatur​periode zu ziehen. 

Die Integrationspolitik hat in der Öffentlichkeit mehr Aufmerksamkeit bekommen als in der vergangenen Le​gislaturperiode. Dies lag zum einen an den Vorgängen in Frankreich im Herbst 2005, die schlagartig klargemacht haben, dass die Integrationspolitik von einem Orchide​enthema zu einer Zukunftsfrage geworden ist. Zum an​deren lag es an der deutlich verbesserten Außendarstel​lung der Integrationsbeauftragten, auch möglich gemacht durch die Ansiedelung im Kanzleramt und dem Geschick der Kanzlerin, Integrationspolitik mit Integra​tionsgipfeln zu verkaufen. 

Der Nationale Integrationsplan hat deutlich gemacht, dass alle politischen Ebenen sich um Integration küm​mern müssen. Es gibt Selbstverpflichtungen, zum Bei​spiel der Kommunen und Landkreise, womit zumindest ein Handeln der einzelnen Ebenen eingefordert werden kann. Die zweite Frage ist, ob wir das Richtige tun. Die Integrationskurse wurden ausgeweitet, leiden aber an Unterfinanzierung, exzessiver Bürokratie und strukturel​len Fehlern. Sie berücksichtigen das individuelle Leis​tungsniveau der Teilnehmer zu wenig – wie auch, erhal​ten doch die Träger der Kurse zu wenig Mittel, um die an sie gestellten Anforderungen umzusetzen. Dies wird auf dem Rücken der Lehrer in solchen Sprachkursen abgela​den, deren Bezahlung ihrer Ausbildung und ihren Quali​fikationen geradezu spottet. Zusätzlich werden jetzt noch höhere Anforderungen verlangt. 

Die mit Jahresbeginn bestehenden berufsbezogenen Sprachkurse nach den Integrationskursen starten sehr verhalten und sind mit Konstruktionsfehlern behaftet, die ihre Wirksamkeit massiv einschränken. Letztes Jahr hat man diese Art der Förderung durch die Arbeitsver​waltung abgeschafft, um sie durch das neue Programm zu ersetzen. Bis jetzt gibt es gerade einmal 62 neue Kurse – von Ersatz kann hier wohl keine Rede sein. Da​mit vertun wir die Chance, dass diejenigen, die Integra​tionskurse erfolgreich abschließen, danach keine Förde​rung mehr erfahren, um an einen für sie adäquaten Arbeitsplatz zu gelangen. Hier muss dringend nachge​steuert werden. Oder sehen Sie diese Kurse etwa/eigent​lich als überflüssig an?

Dies sind nur zwei Beispiele, die zeigen, dass die Bundesregierung zwar Gipfel ausrichtet, aber in ihrer Breite immer noch nicht das Bild vermittelt, dass sie in allen Bereichen wirklich verstanden hat, wie wichtig In​tegrationspolitik ist. Wer nur einen kurzen Blick auf die uns bevorstehende demografische Entwicklung wirft, kann an der Notwendigkeit einer gesteuerten Zuwande​rung Hochqualifizierter keinen Zweifel mehr haben. 

Wenn wir hoffentlich bald aus der Wirtschaftskrise herauskommen, wird uns der Fachkräftemangel umso stärker belasten. Hier wird seit Jahren an Detailfragen wie Mindesteinkommen von Hochqualifizierten herum​gedoktert, anstatt endlich ein stimmiges Konzept in An​griff zu nehmen. Die Vorschläge hierzu, auch von mei​ner Fraktion, liegen auf dem Tisch.

Die Bundesregierung hat es bisher nicht erreicht, die Potenziale derjenigen, die schon hier sind, zu nutzen. Verbesserungen bei der Anerkennung ausländischer Bil​dungs- und Berufsabschlüsse sind nicht erfolgt, der Verfahrensdschungel ist nicht gelichtet. Wer heute noch glaubt, wird könnten es uns noch leisten, Akademiker als Taxifahrer oder Küchenhilfen zu beschäftigen, hat Grundlegendes nicht verstanden.

Besseren Integrationsmaßnahmen steht die stärkere Einbindung in unsere Gesellschaft gegenüber. Nur auf die Einbürgerung zu verweisen, reicht nicht aus, wenn der Wunsch nach einem stärkeren Engagement der Zuwande​rer geäußert wird. Und auf der einen Seite Integrationsgip​fel zu veranstalten und den Willen zur Einbindung zu si​gnalisieren, gleichzeitig aber im Ausländerrecht neue Hürden aufzubauen und den Generalverdacht zum grundlegenden Prinzip zu machen, enttäuscht Migranten und lässt am guten Willen der Bundesregierung zwei​feln.

Als Fazit lassen sie mich sagen, dass durch den Inte​grationsplanprozess gute Ansätze gezeigt wurden, aber auch klar wurde, dass es an einer stringenten Integra​tions- und Migrationspolitik fehlt. Dies scheint mir auch der Grund zu sein, warum wir kaum echte Verbesserun​gen der Situation erreicht haben. Die FDP will dies än​dern.

